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Das Europarecht ist fester Bestandteil der Examensrealität. Dieses Skript hilft Ihnen, 

sich genau darauf vorzubereiten: Anhand von 18 examenstypischen Fällen vermittelt 

Ihnen das Skript die wichtigsten Kenntnisse!

Die europäischen Grundfreiheiten (Warenverkehrsfreiheit, Arbeitnehmerfreizügigkeit 

etc.) und die europäischen Grundrechte der GRCh als regelmäßige Themen in Examens-

klausuren werden umfangreich dargestellt. Auch das Verhältnis zwischen EU-Recht und 
nationalem Recht wird anhand examenstypischer Fallkonstellationen erklärt. Natür-

lich finden Sie zuvor auch eine Einführung in die jeweilige Systematik, die prüfungs-
relevanten Aufbauschemata und die wichtigsten Definitionen. Das Organisationsrecht 

der Union (Zusammensetzung, Wahl und Aufgaben einzelner Organe) vermittelt Ihnen 

das Skript anhand zahlreicher klausurtypischer Zusatzfragen. Im Abschnitt zum EU-
Prozessrecht werden die examensrelevantesten Verfahren vor dem EuGH ausführlich 

dargestellt. Zusätzlich finden Sie zu jeder Verfahrensart einen examenstypischen Fall, 

mit dem Sie das erworbene Wissen vertiefen können.

Rechtsprechung und Literatur sind bis November 2024 berücksichtigt.

Sie erhalten die Karteikarten Europarecht 

zu einem vergünstigten Preis, wenn Sie sie 

zusammen mit diesem Skript erwerben.
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EuropaR
7Organe der Europäischen Union – Überblick 

Ununterbrochene Legitimationskette von den Unionsbürgern zu den Organen der Union!

Staats-/Regierungschefs, 
Regierungen der Mitgliedstaaten

Sonstige Organe der Union

Unionsbürger

Europäischer Rat („EU-Gipfel“) Europäisches Parlament

Staats- oder Regierungschef,
Mitgliedschaft qua Amt

„Europawahl“

Europäische Zentralbank
(EZB)

Rechnungshof
Gerichtshof der 

Europäischen Union

Rat („Ministerrat“) Europäische Kommission

Entsendung von Fachministern
je nach Zusammensetzung des
Rates, Mitgliedschaft qua Amt

Auswahl von Kommissions-
präsident und Kommissaren

  Überall lernen, im Browser oder in der App, auch offl ine

  Frage-Antwort-Modus (Freitext und Multiple-Choice)

 Vorhandene eCards ergänzen und eigene hinzufügen

  Wissenschaftlich erprobtes Wiedervorlagesystem

Die eCards passend zu diesem Skript fi ndet Ihr hier: 

www.repetico.de/alpmann-schmidt

powered by

Passend zu jedem S-Skript!

eCards









D
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Europarecht

Beitritt zur und Austritt aus der EU

Der Austritt aus der Union nach Art. 50 
Abs. 1 EUV ist möglich, wenn ...

   ... ein Mitgliedstaat den Austritt einseitig 
erklärt. Weitere Voraussetzungen müssen 
nicht erfüllt sein.

   ... der Mitgliedstaat sich nach Abwägung mit 
der Vertragserfüllungs- und Unterstützungs-
pfl icht zum Austritt entschließt.

   ... alle Kompromissmöglichkeiten vor einem 
Austritt erschöpft worden sind und der Mit-
gliedstaat immer noch austrittswillig ist.

4

Karteikarten
Passend zu jedem S-Skript!

KK

 Komprimierte Darstellung des prüfungsrelevanten Stoffs

  Übersichten, Schaubilder und Schemata ermöglichen 

das schnelle Erfassen, Verstehen und Wiederholen 

des Rechtsgebiets Bayreuth

Regensburg

Repetitorium
für das 1. ExamenE1

Überzeugt Euch selbst 

Wir heißen Euch 

als Probehörer willkommen!

Examensvorbereitung
ist Vertrauenssache

– uns vertraut man seit 1956

Weitere Informationen unter

www.alpmann-schmidt.de
oder in unseren Kursen vor Ort!
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Der Autor

Rechtsanwalt Christian Sommer

sichtet jeden Tag Entscheidungen und Veröffentlichungen aus dem Bereich 
des Öffentlichen Rechts und prüft sie auf ihre Examensrelevanz und „Klausur-
tauglichkeit“ – genau wie die Justizprüfungsämter! Als hauptberuflicher 
Repetitor im Öffentlichen Recht mit über 15 Jahren Erfahrung weiß er 
genau, wie er den examensrelevanten Stoff vermitteln muss. Das gilt 
insbesondere für das Europarecht, dem viele Studierende eher skeptisch 
gegenüberstehen. Diese Berührungsängste baut er durch die strukturierte 
und langsam aufbauende Darstellung ab und führt Sie schnell zum Europa-
recht auf Examensniveau. Für die 18 examenstypischen Fälle, die in diesem Skript dargestellt sind, 
hat er sowohl Klassiker als auch ganz aktuelle Entscheidungen ausgewählt, die bislang noch nicht 
Examensklausur waren.
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Einführung in das Europarecht 1. Teil
1. Teil: Einführung in das Europarecht

1. Abschnitt: Examensrelevanz und Begriffsbestimmung
1Sie werden es im Rahmen des Studiums oder Ihrer Examensvorbereitung sicherlich ver-

nommen haben: Das Europarecht erweist sich im Examen inzwischen größter Beliebt-
heit – zumindest bei den Justizprüfungsämtern! Sogar rein europarechtliche Klausu-
ren sind in den Examensdurchgängen immer wieder anzutreffen. Die gute Nachricht: Es
ist bei Weitem nicht das ganze Europarecht examensrelevant und die Klausuren be-
schränken sich auf gut lernbare, immer wiederkehrende Teilbereiche. Außerdem
sind Ihnen viele Grundstrukturen, die Sie für das Verständnis des Europarechts benöti-
gen, ohnehin schon bekannt, auch wenn Sie sich noch nie mit Europarecht beschäftigt
haben. Mit Transferleistungen aus schon bekannten Rechtsgebieten lässt sich für das
Europarecht viel erreichen, aber dazu später mehr. Wir geben Ihnen ein Versprechen:
Das Europarecht ist nicht so kompliziert, wie Sie vielleicht denken!

2Bevor wir mit diesem Skript Beweis antreten, müssen wir den Begriff „Europarecht“
klären. Mit diesem Begriff wird in seinem weitesten Begriffsverständnis das Recht der
europäischen internationalen Organisationen bezeichnet.1 Innerhalb dieser Organisatio-
nen arbeiten die europäischen Staaten auf der Grundlage von (völkerrechtlichen) Ver-
trägen in unterschiedlicher Zusammensetzung an unterschiedlichen Themen. Eine Or-
ganisation sticht hierbei heraus: die Europäische Union. Deshalb wird unterschieden:

n Europarecht im engeren Sinne sind alle Vorschriften, welche die Europäische
Union, ihre Organe und Institutionen betreffen oder von diesen erlassen wurden.

n Das Europarecht im weiteren Sinne umfasst alle Vorschriften, welche die institutio-
nalisierte Zusammenarbeit europäischer Staaten außerhalb der Union betreffen.

Beispiele: Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), Europarat

3Wenn in diesem Skript von „Europarecht“ die Rede ist, ist ausschließlich das Europarecht
im engeren Sinne gemeint. Auch wenn diese Zuordnung zunächst eindeutig erscheint,
ergeben sich Überschneidungen und Verbindungen: Nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EUV soll die
Union der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten (EMRK) beitreten.

4Das Europarecht im engeren Sinne lässt sich wiederum in zwei Kategorien unterteilen:

n Zum Primärrecht gehören die Gründungsverträge der Europäischen Union – der
Vertrag über die Europäische Union (EUV) und der Vertrag über die Arbeitsweise
der Europäischen Union (AEUV) – sowie die Charta der Grundrechte der Euro-
päischen Union (GrCh) und die vom Gerichtshof der Europäischen Union aus diesen
abgeleiteten allgemeinen Rechtsgrundsätze.

n Als europäisches Sekundärrecht wird das von den Organen der EU geschaffene
Recht bezeichnet, das nach Art. 288 AEUV als Verordnung, Richtlinie, Beschluss, Emp-
fehlung oder Stellungnahme in Erscheinung treten kann.

1 Streinz Rn. 1; Herdegen § 1 Rn. 1.
1
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5 Auch das deutsche Grundgesetz dürfen Sie in diesem Zusammenhang nicht aus den
Augen verlieren: Bereits die Präambel verweist auf den europäischen Einigungsprozess
und die aktive Mitwirkung Deutschlands hieran. Durch Art. 23 GG wird dies näher aus-
gestaltet; Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG ermächtigt gar zur Übertragung von Hoheitsrechten auf
die Europäische Union.

2. Abschnitt: Historie der Europäischen Union
6 Bevor wir uns inhaltlich dem Recht der Europäischen Union auseinandersetzen, noch ei-

nige, aber auch nur grundlegende geschichtliche Fakten zur EU. Diese helfen Ihnen
beim Verständnis einzelner Regelungen und begegnen Ihnen gern als Zusatzfragen
in der Examensklausur oder auch im Rahmen der mündlichen Prüfung. Genau diese
Situation werden wir zur Übung auf den folgenden Seiten simulieren.

A. Gründung und Expansion der Europäischen Union
7 Erste Bestrebungen, auf dem europäischen Kontinent staatenübergreifend zusammen

zu arbeiten, lassen sich bereits unmittelbar nach dem Ende des zweiten Weltkriegs er-
kennen. Angesichts der katastrophalen wirtschaftlichen und sozialen Lage in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit rief der damalige britische Premierminister Winston Churchill in
einer Rede am 19.09.1946 dazu auf, die „europäische Völkerfamilie“ zu erneuern und
regte dazu die Gründung einer Art „Vereinigter Staaten von Europa“ an.2

I. Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)

8 Die erste institutionalisierte Zusammenarbeit europäischer Staaten fand in der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) statt. Sie geht zurück auf den sog.
Monnet- bzw. Schuman-Plan, der von dem damaligen französischen Außenminister
Robert Schuman und seinem Mitarbeiter Jean Monnet entwickelt und im Rahmen einer
Regierungserklärung am 09.05.1950 veröffentlicht wurde. Anknüpfungspunkt für die
Erklärung war der Umstand, dass vorherige europäische Einigungsbemühungen oft-
mals an unüberwindbaren Gegensätzen zwischen Frankreich und Deutschland schei-
terten, die wiederum auf den Bedingungen des Versailler Vertrags und den späteren Kri-
sen in den Kohle- und Stahlregionen beruhten. Genau diese Hindernisse sollten besei-
tigt werden, indem die Schlüssel- und Rüstungsindustrien Kohle und Stahl in einer von
den Einzelstaaten unabhängigen supranationalen Organisation zusammengelegt und
der Kontrolle eines unabhängigen Organs der Gemeinschaft unterstellt wurden.

Dieser Plan wurde am 18.04.1951 mit dem Pariser Vertrag durch die Gründung der
EGKS umgesetzt, die auch als Montanunion bezeichnet wurde. Gründungsmitglieder

2 Vgl. Auszug bei Oppermann/Classen/Nettesheim § 1 Rn. 13.

Klausur-Zusatzfrage: Welche Organisation wurde als erster Vorläufer der Europäi-
schen Union gegründet? Welche Staaten nahmen teil?



Zusammenfassende Übersicht 2. Abschnitt
Organe der EU (Organkompetenz)

Keine Gewaltenteilung, aber Grundsatz des institutionellen Gleichgewichts der Or-
gane: Jedes Organ übt seine Befugnisse unter Beachtung der Befugnisse der anderen
Organe aus, Verstöße können durch den Gerichtshof geahndet werden.

Numerus clausus der Unionsorgane, Art. 13 EUV

Europäisches
Parlament

n Sitz: Straßburg (Hauptsitz), Luxemburg (Verwaltungssitz), Brüssel (Aus-
schusssitz)

n Zusammensetzung und Wahl
n Maximal 750 Abgeordnete zzgl. Präsident (derzeit: 720), Verteilung 

auf Mitgliedstaaten nach dem Prinzip degressiver Proportionalität 
n Sog. Europawahl alle fünf Jahre
n Wahlgrundsätze, Art. 14 Abs. 3 EUV

n Aufgaben
n Hauptrechtsetzungsorgan (mit Rat)
n Haushaltsbehörde (mit Rat)
n Wahl des Parlaments- und Kommissionspräsidenten
n Kontrolle der Kommission

Europäischer
Rat

n Sitz: Brüssel

n Zusammensetzung (keine Wahl, Mitgliedschaft qua Amt)
n Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten
n Präsident des Europäischen Rates
n Präsident der Kommission
n Hoher Vertreter der Außen- und Sicherheitspolitik (nur Teilnahmerecht!)

n Aufgaben
n Politische Gesamtleitung der Union, Festlegung der allgemeinen 

politischen Zielvorstellungen und Prioritäten
n Vertragsänderungen im vereinfachten Verfahren
n Mitwirkung bei personalpolitischen Entscheidungen (Nominierungen)
n Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
n Politische Revisionsinstanz

Rat n Sitz: Brüssel (Hauptsitz), Luxemburg (Nebensitz)

n Zusammensetzung (keine Wahl, Mitgliedschaft qua Amt)
n Regierungsvertreter der Mitgliedstaaten auf Ministerebene 
n Vertretung durch Staatssekretäre möglich (Gewohnheitsrecht)

n Aufgaben
n Hauptrechtsetzungsorgan (mit Europäischem Parlament)
n Mitwirkung am Beitritt zur Union
n Haushaltsbehörde (mit Europäischem Parlament)
n Einfluss auf das auswärtige Handeln der Union
41
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Organe der EU (Organkompetenz) – Fortsetzung

Kommission n Sitz: Brüssel

n Zusammensetzung und Wahl
n Präsident der Kommission, Hoher Vertreter der Außen- und Sicher-

heitspolitik und 25 weitere Kommissare 
n Präsident: Wahl durch Europäisches Parlament auf Vorschlag des 

Europäischen Rates
n Kommissare: Wahl durch Europäisches Parlament auf Vorschlag des 

Rates und des Präsidenten der Kommission

n Aufgaben
n Exekutiv- und Verwaltungsfunktion
n Initiativmonopol hinsichtlich der Rechtsetzung der Union
n Wächterfunktion hinsichtlich der Einhaltung des Unionsrechts
n Außenvertretung der Union (soweit nicht Außen- und Sicherheits-

politik betroffen

Europäische
Zentralbank

n Sitz: Frankfurt a.M.

n Zusammensetzung
n Rat der Europäischen Zentralbank 
n Direktorium

n Aufgaben
n Unabhängige Ausübung der Währungspolitik

Rechnungshof n Sitz: Luxemburg

n Zusammensetzung
n Ein Mitglied pro Mitgliedstaat

n Aufgaben
n Rechnungsprüfung
n Überwachung der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung

Gerichtshof der Europäischen Union: im 4. Teil zum Prozessrecht!
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273 2. Allerdings beruht § 5 Abs. 1 Nr. 1 TabakerzG nicht auf einem autonomen Beschluss
des deutschen Gesetzgebers, sondern vielmehr auf einer EU-Richtlinie. Diese umzu-
setzen ist der deutsche Gesetzgeber nach Art. 288 Abs. 3 AEUV verpflichtet. Handelt es
sich – wie hier – um unionsrechtliche Vorgaben, die ohne Gestaltungsspielraum für den
mitgliedstaatlichen Gesetzgeber in nationales Recht transformiert werden müssen,
würde die Prüfung der deutschen Vorschriften mittelbar zu einer Prüfung der unions-
rechtlichen Vorgaben anhand des Grundgesetzes führen.263 Für Verfassungsbe-
schwerden gegen innerstaatliche Rechtsvorschriften, die zwingende Vorgaben in
deutsches Recht umsetzen und damit als verbindliches Fachrecht der Union angese-
hen werden können, kann damit nichts anderes gelten wie für Verfassungsbeschwer-
den, die unmittelbar gegen Unionsrechtsakte gerichtet sind.264 Sie sind grundsätzlich
unzulässig.

274 3. Anhaltspunkte dafür, dass der Schutz der Unionsgrundrechte in diesem Kontext dem
Grundrechtsschutz des Grundgesetzes nicht gleichzuachten ist, ergeben sich nicht.
Art. 16 GRCh gewährleistet die unternehmerische Freiheit in einer Art und Weise, die der
Auslegung des Art. 12 Abs. 1 GG in Form der Wettbewerbsfreiheit entspricht.

Ergebnis: Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig.

263 Payandeh JuS 2020, 1226, 1227.
264 BVerfG, Beschl. v. 08.09.2020 – 1 BvR 895/16, BeckRS 2020, 26957 Rn. 24; NVwZ-RR 2020, 569, 570 Rn. 65; Britz NJW 2021,

1489, 1490.

Fall 4: Rechtsschutz gegen die Anwendung unionsrechtlich geprägten Rechts

B gab dem N-Rundfunk ein Interview zu einem kontrovers diskutierten Thema. Das
zu dem Interview hergestellte Transkript stellte der N-Rundfunk in seinem Online-
Portal ein. Dort war das Skript mit gängigen Internetsuchmaschinen für jedermann
auffind- und abrufbar. Sechs Jahre nach dem Interview stellt B fest, dass das Tran-
skript immer noch abrufbar ist. Um nicht mehr mit dem Thema in Verbindung ge-
bracht zu werden, verlangt sie von Suchmaschinenbetreiber G die Löschung der Ver-
linkung, was dieser jedoch ablehnt. Daraufhin erhebt B Klage gegen G vor dem zu-
ständigen Zivilgericht. Ihre Klage stützt sie auf § 35 Abs. 2 S. 2 des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG), der die Löschung personenbezogener Daten unter den dort
genannten Voraussetzungen vorsieht. Die Vorschrift geht zurück auf die Richtlinie
95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten (sog. Datenschutzrichtlinie). Die Richtlinie enthält grundsätzlich eine zwin-
gende Vorgabe für Löschungsansprüche natürlicher Personen, die in § 35 Abs. 2 S. 2
BDSG ordnungsgemäß umgesetzt wurde. In Art. 9 der Datenschutzrichtlinie ist ein
begrenzter Gestaltungsspielraum für die nationalen Gesetzgeber vorgesehen, wo-
nach u.a. für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu journalistischen Zwe-
cken Ausnahmen vorgesehen werden können. Nachdem ihre Klage in allen Instan-
zen abgewiesen worden ist, erhebt B fristgerecht schriftlich Verfassungsbeschwerde,



Verhältnis zum mitgliedstaatlichen Recht 3. Abschnitt
275I. Mit Erhebung der Verfassungsbeschwerde ist nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 13 Nr. 8a
BVerfGG der Rechtsweg zum und die Zuständigkeit des BVerfG eröffnet.

II. B ist als natürliche Person beschwerdeberechtigt i.S.d. § 90 Abs. 1 BVerfGG.

III. Mit den Entscheidungen der Zivilgerichte liegen Akte der öffentlichen Gewalt und
damit taugliche Beschwerdegegenstände vor.

Hinweis: Anders als in Fall 3 ist die Feststellung des tauglichen Beschwerdegegenstandes
hier unproblematisch. Denn die Entscheidungen deutscher Gerichte können – anders als Ge-
setze – nicht unionsrechtlich verbindlich vorgezeichnet sein.

IV. B müsste zudem beschwerdebefugt sein. 

2761. Dies setzt zunächst voraus, dass B geltend machen kann, durch die Entscheidungen
der Zivilgerichte möglicherweise in ihren Grundrechten verletzt zu sein. 

a) Grundsätzlich ergibt sich aus Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG, dass die deutschen Gerichte
an die Grundrechte des Grundgesetzes gebunden sind, deren Entscheidungen somit
an nationalen Grundrechten zu messen sind. Dies spricht hier dafür, die Entscheidun-
gen – wie von B vorgetragen – am allgemeinen Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG zu messen.

277b) Die Regelungen des BDSG gehen jedoch auf die europäische Datenschutzrichtlinie
zurück. Deshalb könnten nach Art. 51 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 GRCh die Unionsgrundrechte der
GRCh anwendbar sein und die deutschen Grundrechte verdrängen. Allerdings gilt
die GRCh für die Mitgliedstaaten und ihre Organe ausschließlich bei der Durchführung
des Rechts der Union.

aa) Dies ist grundsätzlich nur bei der Umsetzung und dem Vollzug von Unionsrecht
der Fall. Die GRCh kommt deshalb zur Anwendung, wenn

n der nationale Gesetzgeber unionsrechtliche Vorgaben in nationales Recht transfor-
miert (Legislativakt) oder

Beispiel: Umsetzung einer Richtlinie in ein nationales Gesetz

n nationale Behörden unmittelbar anwendbares Unionsrecht gegenüber Bürgern des
Mitgliedstaats vollziehen (Administrativakt).265

Beispiel: Verhängung eines Bußgeldes nach der DS-GVO

Hier haben die deutschen Zivilgerichte jedoch Vorschriften des deutschen BDSG ange-
wendet, was gegen die Durchführung von Unionsrecht spricht.

Über die genaue Begriffsbestimmung der „Durchführung des Rechts der Union“ besteht Streit zwi-
schen dem Gerichtshof und dem BVerfG (dazu näher bei Rn. 491).

die sie auf eine Verletzung ihres allgemeinen Persönlichkeitsrechts aus Art. 2 Abs. 1
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG stützt. Ist die Verfassungsbeschwerde zulässig?

Bearbeitungsvermerk: Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sind nicht zu
prüfen; diese galt zum Zeitpunkt der zivilgerichtlichen Entscheidungen noch nicht.

265 Kingreen in: Calliess/Ruffert, Art. 51 GRCh Rn. 8.
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278 bb) Dieses enge Verständnis ließe jedoch unberücksichtigt, dass die Vorschriften des
deutschen BDSG auf die unionsrechtlichen Vorgaben der Datenschutzrichtlinie zurück-
gehen. Diese Vorgaben wirken durch das deutsche Gesetz weiter und beeinflussen auch
die gerichtliche Entscheidung. Das Merkmal „Durchführung von Unionsrecht“ ist des-
halb weiter auszulegen: Ist das anzuwendende nationale Recht durch unionsrechtliche
Vorgaben vollständig unionsrechtlich determiniert, liegt eine Durchführung von
Unionsrecht i.S.d. Art. 51 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 GRCh vor mit der Folge, dass die mitgliedstaat-
lichen Akte an den Grundrechten der GRCh zu messen sind. Die Unionsgrundrechte ge-
nießen dann Anwendungsvorrang vor den deutschen Grundrechten.266 Ob deutsche
oder europäische Grundrechte im konkreten Fall anwendbar sind, hängt von folgenden
Faktoren ab:

n Gehen die deutschen Vorschriften auf zwingende unionsrechtliche Vorschriften
zurück, von denen der deutsche Gesetzgeber nicht abweichen durfte, ist der Rechts-
bereich unionsrechtlich determiniert, sodass die GRCh anwendbar ist.

n Gehen die Vorschriften hingegen auf eine autonome Entscheidung des deutschen
Gesetzgebers zurück oder entspringen sie Gestaltungs- oder Abweichungsspiel-
räumen in unionsrechtlichen Vorgaben, bleiben die Grundrechte des GG anwend-
bar.267

Klausurhinweis: Stellen Sie sich diesen Prüfungspunkt wie eine Weggabelung vor – links
abbiegen für die GRCh, rechts abbiegen für Grundrechte des GG. In jedem Fall wird der Sach-
verhalt konkrete Hinweise enthalten, die Sie in die Lage versetzen, an diesem Punkt sauber
zu subsumieren.

279 (1) Soweit die Zivilgerichte ihre Entscheidungen auf die Vorschriften des BDSG gestützt
haben, gehen diese auf die Datenschutzrichtlinie zurück. Die Datenschutzrichtlinie ent-
hält dabei zwingend umzusetzende Vorgaben für das Datenschutzrecht. Sie beschränkt
sich nicht auf eine Mindestharmonisierung, sondern bewirkt eine umfassende Ver-
einheitlichung der nationalen Rechtsvorschriften über den Schutz personenbezo-
gener Daten.268 Dies spricht zunächst dafür, das BDSG als unionsrechtlich vollständig
determiniert anzusehen.

280 (2) Da aber nicht die Datenschutzvorschriften in ihrer Gesamtheit, sondern die im kon-
kreten Kontext anzuwendenden Normen maßgeblich sind, könnte sich hier ein Gestal-
tungsspielraum für die mitgliedstaatlichen Gesetzgeber aus dem Medienprivileg des
Art. 9 der Datenschutzrichtlinie ergeben. Der Gestaltungsspielraum ist danach aber nur
eröffnet, soweit die jeweilige Datenverarbeitung allein zu journalistischen Zwecken
erfolgt. B wendete sich mit ihrer Klage jedoch nicht gegen den N-Rundfunk, sondern ge-
gen den Suchmaschinenbetreiber G. Die Listung von Inhalten durch einen Suchmaschi-
nenbetreiber ist für sich selbst genommen keine Datenverarbeitung zu journalistischen
Zwecken.269 Die von B geltend gemachten Ansprüche betrafen daher den mit zwingen-

266 BVerfG NJW 2021, 1518, 1519 f. Rn. 36 Europäischer Haftbefehl III; NVwZ 2021, 1211, 1212 Tierarzneimittel mit Anm.;
RÜ 2020, 109, 110 Recht auf Vergessen I.

267 Vgl. dazu BVerfG RÜ 2020, 109 Recht auf Vergessen I.
268 BVerfG NJW 2020, 314, 316 Rn. 39 Recht auf Vergessen II; EuGH GRUR 2019, 934, 936 Rn. 35 ff. Funke Medien NRW.
269 BVerfG NJW 2020, 314, 316 Rn. 36 Recht auf Vergessen II; EuGH NJW 2257, 2263 Rn. 85 Google Spain.



Vorabentscheidungsverfahren 4. Abschnitt

 07/20
n Eine Unvollständigkeit der Rspr. liegt vor, wenn das nationale Gericht willkürlich das Vorliegen ei-
nes „acte clair“ oder „acte éclairé“ bejaht, ohne sich hinsichtlich des Unionsrechts hinreichend kun-
dig zu machen und etwaige einschlägige Rspr. des Gerichtshofs auszuwerten.678

Da sich das BVerfG auch als vorlagepflichtiges Gericht i.S.d. Art. 267 Abs. 3 AEUV ansieht (s.o. Rn. 588)
ergibt sich ein Folgeproblem: Sieht das BVerfG von einer Vorlage an den Gerichtshof ab, obwohl die
Ausnahmen von der Vorlagepflicht nicht vorliegen, verstößt das BVerfG selbst gegen Art. 101 Abs. 1 S. 2
GG. Diese Verfassungsverletzung ist gleichwohl nicht justiziabel, da Urteile des BVerfG kein Akt der öf-
fentlichen Gewalt i.S.d. § 90 Abs. 1 BVerfGG und damit kein tauglicher Gegenstand einer Verfassungs-
beschwerde sind.679 Abhilfe kann nur ein Verfahren nach Art. 258, 259 AEUV schaffen, da die Verletzung
der Vorlagepflicht aus Art. 267 Abs. 3 AEUV eine justiziable Vertragsverletzung darstellt.680

B. Vorlageentscheidung des Gerichtshofs
592Der Inhalt der Entscheidung hängt von der Art der Vorlagefrage ab.

n Sofern eine Auslegungsfrage gestellt wird, ist die Auslegung des verfahrensgegen-
ständlichen Primär-, Sekundär- oder sonstigen Unionsrechts zu bestimmen und dar-
über eine konkrete Antwort auf die gestellte Frage zu formulieren.

n Sofern eine Gültigkeitsfrage gestellt wird, ist die formelle und materielle Unions-
rechtmäßigkeit des verfahrensgegenständlichen Rechts oder Akts zu prüfen.

Klausurhinweis: Da es sich bei dem Vorabentscheidungsverfahren nicht um ein Klagever-
fahren im eigentlichen Sinne handelt, gibt es keine Begründetheit. Sie sollten den Prüfungs-
punkt deshalb mit „Vorlageentscheidung“ überschreiben.

C. Wirkungen der Entscheidung
593Die Vorabentscheidung ist für das Gericht des Ausgangsverfahrens und alle mit der

gleichen Rechtssache befassten Gerichte bindend. Kommt der Gerichtshof im Rahmen
einer Gültigkeitsprüfung zu dem Ergebnis, der abgeleitete Rechtsakt sei unionsrechts-
widrig und daher ungültig, stellt das für jedes Gericht einen ausreichenden Grund dar,
diesen ebenfalls als ungültig anzusehen (faktische erga-omnes-Wirkung). Im Falle einer
Gültigkeitserklärung sowie bei einem Auslegungsurteil beschränkt sich die Bin-
dungswirkung im Interesse einer Innovation der Rspr. darauf, dass bei einer geplanten
Abweichung von der Rspr. des Unionsrichters eine Vorlage geboten ist.681

594Nach der Rspr. des BVerfG entfalten die Entscheidungen des Gerichtshofs im Vorabent-
scheidungsverfahren ausnahmsweise keine Bindungswirkung, wenn sie selbst als ul-
tra-vires-Akt einzuordnen sind. Die Rechtsprechungskompetenz des Gerichtshofs aus
Art. 19 Abs. 1 S. 2 EUV sieht das BVerfG als überschritten an, wenn die Entscheidung des
Gerichtshofs auf einer offenkundigen Außerachtlassung der im europäischen Rechts-
raum überkommenen Auslegungsmethoden oder allgemeiner, den Rechtsordnun-
gen der Mitgliedstaaten gemeinsamer Rechtsgrundsätze gründet (s.o. Rn. 299).682 

678 BVerfG NJW-RR 2021, 617, 619; NJW 2018, 686, 687.
679 BVerfGE 1, 89, 90 f. st. Rspr.; kritisch Bethge in: Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, § 90 BVerfGG Rn. 243.
680 Vgl. EuGH EuZW 2018, 1038 Kommission/Frankreich, m. Anm. Payandeh JuS 2019, 82; Hering EuR 2020, 112.
681 Streinz Rn. 716.
682 BVerfG RÜ 2020, 444, 449 Rn. 112 PSPP – mit RÜ-Video 07/2020 unter t1p.de/olne.
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